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Leitsätze Der Antrag auf Anordnung der

aufschiebenden Wirkung des
Rechtsbehelfs nach § 86b Abs. 1 Satz 1
Nr. 2 SGG geht der Anordnung der
aufschiebenden Wirkung nach § 86b Abs.
2 SGG vor, wenn die
Asylbewerberleistungen ursprünglich
durch einen Dauerverwaltungsakt,
insbesondere auch durch einen
stillschweigend konkludenten
Verwaltungsakt, gewährt worden waren.

Eine nach § 68 Aufenthaltsgesetz
abgegebene Verpflichtungserklärung
führt nur dann zur nachrangigen
Gewährung von Asylbewerberleistungen
im Sinne von § 8 AsylbLG, wenn und
soweit der Verpflichtungsgeber den
Lebensunterhalt des Antragstellers
tatsächlich sichert.

Auch bei einer mündlichen Anhörung
nach § 24 SGB X ist dem Betrofffenen
eine Stellungnahmefrist einzuräumen.

Normenkette AsylbLG § 3, AsylbLG § 4, AsylbLG § 8,
AufenthG § 68, SGB 10 § 24, SGG § 86b
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3. Instanz

Datum -

Die aufschiebende Wirkung des Widerspruchs vom 21. September 2018 gegen den
Bescheid vom 12. September 2018 wird angeordnet.

Es wird festgestellt, dass der Bescheid Ã¼ber die GewÃ¤hrung von Erstausstattung
bei Schwangerschaft und Geburt vom 15. August 2018 weiterhin seine Wirkung
entfaltet.

Der Antragsgegner trÃ¤gt die notwendigen auÃ�ergerichtlichen Kosten der
Antragsteller.

GrÃ¼nde:

I.

Die Antragsteller begehren im Wege des einstweiligen Rechtsschutzes Leistungen
nach dem Asylbewerberleistungsgesetz (AsylbLG).

Die Antragsteller haben die iranische StaatsbÃ¼rgerschaft. Sie reisten im Januar
2018 mit einem deutschen Visum nach Deutschland ein, weil sie nach ihren
Angaben den Iran wegen ihres christlichen Glaubens hatten verlassen mÃ¼ssen.

Das Bundesamt fÃ¼r Migration und FlÃ¼chtlinge lehnte mit Bescheid vom 27.
Februar 2018 den Asylantrag der Antragsteller ab. Sowohl die Zuerkennung der
FlÃ¼chtlingseigenschaft, die Asylanerkennung als auch der subsidiÃ¤re Schutz
seien offensichtlich unbegrÃ¼ndet. Abschiebeverbote lÃ¤gen nicht vor.

Die Antragsteller wurden unter dem 8. August 2018 von der Zentrale Anlaufstelle
fÃ¼r Asylbewerber in Halberstadt der Stadt Dessau-RoÃ�lau zugewiesen.

Mit Bescheid vom 15. August 2018 gewÃ¤hrte die Antragsgegnerin den
Antragstellern ab August 2018 Leistungen nach dem AsylbLG in HÃ¶he von 366,78
Euro und ab September 2018 in HÃ¶he von monatlich 575,40 Euro sowie Kosten der
Unterkunft als Sachleistung. Ein Ende des Bewilligungszeitraums benannte die
Antragsgegnerin nicht. Vielmehr heiÃ�t es in dem Bescheid: " Tritt eine Ã�nderung
nicht ein, erfolgt aufgrund stillschweigender monatlicher Neubewilligung die
Weiterzahlung der Leistung in der in diesem Bescheid angegebenen HÃ¶he ".

Die Antragstellerin zu 1) war schwanger. Der Geburtstermin wurde fÃ¼r Mitte
Dezember 2018 berechnet. Die Antragsgegner gewÃ¤hrte mit einem weiteren
Bescheid vom 15. August 2018 Erstausstattung bei Schwangerschaft in HÃ¶he von
120,00 Euro und Erstausstattung bei Geburt in HÃ¶he von 200,00 Euro als
einmalige Beihilfen.
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Die AuslÃ¤nderbehÃ¶rde der Antragsgegnerin leitete dem zustÃ¤ndigen Sozialamt
der Antragsgegnerin am 17. August 2018 eine sogenannte
VerpflichtungserklÃ¤rung des Herrn A. R. (nachfolgend: Verpflichtungsgeber) vom
21. September 2017 zu. Mit dieser ErklÃ¤rung verpflichtete sich der
Verpflichtungsgeber, fÃ¼r den Lebensunterhalt der Antragstellerin zu 1)
aufzukommen. Der Name des Antragstellers zu 2) ist in dieser
VerpflichtungserklÃ¤rung nicht genannt.

Laut eines Vermerks im Verwaltungsvorgang sprach der Antragsteller zu 2) am 28.
August 2018 bei der Antragsgegnerin vor. Er gab an, den Verpflichtungsgeber nicht
zu kennen. Ob ein Dolmetscher bei dem GesprÃ¤ch zugegen war, lÃ¤sst sich dem
Aktenvermerk nicht entnehmen. Bei einem weiteren GesprÃ¤ch am 6. September
2018 gab der Antragsteller zu 2) im Beisein eines Dolmetschers erneut an, den
"Verpflichtungsgeber" nicht zu kennen. Er erhalte von diesem kein Geld. Seine Frau,
die Antragstellerin zu 1), sei schwanger. Sie hÃ¤tten kein Geld mehr. Die Wohnung
kÃ¶nnten sie nicht verlassen.

Mit Bescheid vom 12. September 2018 stellte die Antragsgegnerin die " gewÃ¤hrten
Grundleistungen nach Â§ 3 Abs. 2 AsylbLG [ ] mit Ablauf des 30.09.2019 " ein.

Gegen diesen Bescheid legten die Antragsteller mit Schreiben vom 21. September
2018 Widerspruch ein.

Am 17. Oktober 2018 haben die Antragsteller beim Sozialgericht Dessau-RoÃ�lau
einen Antrag auf einstweiligen Rechtsschutz gestellt.

Ihnen seien die ursprÃ¼nglich gewÃ¤hrten Leistungen einschlieÃ�lich der
gewÃ¤hrten einmaligen Beihilfe zur Erstausstattung bei Schwangerschaft
auszuzahlen. Sie seien hilfebedÃ¼rftig. Die Antragsteller haben eine unterzeichnete
eidesstattliche Versicherung des Antragstellers zu 2) vom 7. Januar 2019 vorgelegt.
Darin erklÃ¤rt dieser: " Meine Partnerin und ich haben niemals irgendwelche
Zahlungen oder sonstige Leistungen des Verpflichtungsgebers erhalten. Nachdem
mich Herr Rechtsanwalt [ ] mit Schreiben vom 15.11.2018 darÃ¼ber informiert hat,
dass ihm kein Schreiben des Verpflichtungsgebers zugegangen ist, hat meine
Partnerin [die Antragstellerin zu 1] mit ihm Kontakt aufgenommen, Herr
[Verpflichtungsgeber] teilte dann mit, er habe sich an seinen Anwalt gewandt.
Dieser habe daraufhin ein Schreiben an das Bundesamt fÃ¼r Migration und
FlÃ¼chtlinge gerichtet und darin erklÃ¤rt, dass er an mich und meine Partnerin
nicht leiste. DarÃ¼ber hinaus wolle er keine weiteren ErklÃ¤rungen abgeben.
Unseren Lebensunterhalt haben wir in den letzten Monaten durch
UnterstÃ¼tzungsleistungen der Caritas und einer Kirchengemeinde in D. bestritten.
Ã�ber VermÃ¶gen in Iran verfÃ¼gen meine Partnerin und ich nicht mehr. Auch das
Konto meiner Partnerin weist einen Kontostand von Null auf ".

Die Antragsteller beantragen,

die Antragsgegnerin im Wege der einstweiligen Anordnung zu verpflichten, ihnen
weiterhin eine Unterkunft als Sachleistung zur VerfÃ¼gung zu stellen und jeweils
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monatlich Leistungen nach Â§ 3 AsylbLG in einer HÃ¶he von 316,00 Euro
abzÃ¼glich zusÃ¤tzlich erbrachter Sachleistungen zu zahlen sowie der
Antragstellerin zu 1) zusÃ¤tzlich eine Erstausstattung bei Schwangerschaft in
HÃ¶he von 120,00 Euro zu zahlen,

hilfsweise die aufschiebende Wirkung des Widerspruchs der Antragsteller gegen
den Bescheid der Antragsgegner vom 12. September 2018 anzuordnen.

Die Antragsgegnerin beantragt,

den Antrag auf einstweiligen Rechtsschutz zurÃ¼ckzuweisen.

Sie hÃ¤lt an ihrer Entscheidung im Verwaltungsverfahren fest. Die Antragsteller
hÃ¤tten ihre Einreise unter falschen Angaben bewirkt. Zudem habe ein
Verpflichtungsgeber gegenÃ¼ber der AuslÃ¤nderbehÃ¶rde eine sogenannte
VerpflichtungserklÃ¤rung abgegeben. Mithin sei der Lebensunterhalt gesichert. Ein
Anspruch auf Asylbewerberleistungen bestehe wegen des Vorhandenseins von
Einkommen und VermÃ¶gen nicht.

Wegen der weiteren Einzelheiten zum Sachverhalt wird auf den Inhalt der
Gerichtsakte und des beigezogenen Verwaltungsvorgangs, die beide Gegenstand
der Entscheidung gewesen sind, Bezug genommen.

II.

1.

Die aufschiebende Wirkung des Rechtsbehelfs war anzuordnen. Der Antrag auf
einstweiligen Rechtsschutz ist zulÃ¤ssig und begrÃ¼ndet.

a)

Der (Hilfs-) Antrag auf Anordnung der aufschiebenden Wirkung des Widerspruchs
vom 21. September 2018 gegen den Bescheid vom 12. September 2018 ist
gemÃ¤Ã� Â§ 86b Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 SGG statthaft. GemÃ¤Ã� Â§ 11 Abs. 4 Nr. 1
AsylbLG i.V.m. Â§ 86a Abs. 2 Nr. 4 SGG haben Widerspruch und Anfechtungsklage
keine aufschiebende Wirkung, wenn sie sich gegen Verwaltungsakte richten, mit
denen eine Leistung nach dem AsylbLG ganz oder teilweise entzogen oder die
Leistungsbewilligung aufgehoben wird.

Die Antragsteller begehren Leistungen nach Â§ 3 AsylbLG, die sie zunÃ¤chst
aufgrund des Bescheides vom 15. August 2018 in HÃ¶he von monatlich 575,40 Euro
erhalten hatten. Mit Bescheid vom 12. September 2018 stellte die Antragsgegnerin
die Leistungen ein. Der hiergegen eingelegte Widerspruch vom 28 September 2018
hat keine aufschiebende Wirkung, Â§ 11 Abs. 4 Nr. 1 AsylbLG. Danach haben
Widerspruch und Anfechtungsklage gegen einen Verwaltungsakt, mit dem eine
Leistung ganz oder teilweise entzogen oder die Leistungsbewilligung aufgehoben
wird, keine aufschiebende Wirkung. Die Anordnung der aufschiebenden Wirkung
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fÃ¼hrt dazu, dass die Regelung aus dem Bescheid des Antragsgegners vom 15.
August 2018 wieder auflebt. Des RÃ¼ckgriffs auf das nachrangige Instrument der
einstweiligen Anordnung nach Â§ 86b Abs. 2 Sozialgerichtsgesetz ((SGG); " Soweit
ein Fall des Absatzes 1 nicht vorliegt, â�¦") bedarf es mithin nicht.

Bei dem Bescheid vom 15. August 2018 handelt es sich um einen
Dauerverwaltungsakt mit Wirkung Ã¼ber die Monate August und September 2018
hinaus. Denn mit diesem Bescheid hat der Antragsgegner Leistungen nach Â§ 3
AsylbLG nicht nur fÃ¼r diese einzigen Monate gewÃ¤hrt. Eine zeitliche Begrenzung
der Dauer der Leistungsentscheidung ist dem Bescheid vom 15. August 2018 nicht
zu entnehmen. DafÃ¼r spricht die im Bescheid enthaltene Formulierung " Tritt eine
Ã�nderung nicht ein, erfolgt aufgrund stillschweigender monatlicher Neubewilligung
die Weiterzahlung der Leistung in der in diesem Bescheid angegebenen HÃ¶he "
(stillschweigender, konkludenter Verwaltungsakt im Sinne des Â§ 37 Abs. 2
Verwaltungsverfahrensgesetz; Landessozialgericht (LSG) Mecklenburg-
Vorpommern, Beschluss vom 21. Juni 2018 â�� L 9 AY 1/18 B ER).

Kommt dem Rechtsbehelf â�� wie hier â�� keine aufschiebende Wirkung zu, kann
das Gericht gemÃ¤Ã� Â§ 86b Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 SGG auf Antrag die aufschiebende
Wirkung des Widerspruchs anordnen. Hinsichtlich des dabei anzuwenden
PrÃ¼fungsmaÃ�stabes gilt: Ist der Verwaltungsakt offenbar rechtswidrig und der
Betroffene durch ihn in seinen subjektiven Rechten verletzt, besteht kein
Ã¶ffentliches Interesse an der Vollziehung, sodass die aufschiebende Wirkung
angeordnet wird. Ist hingegen der in Rede stehende Verwaltungsakt offensichtlich
rechtmÃ¤Ã�ig und der gegen ihn gerichtete Rechtsbehelf somit aussichtslos, wird
die aufschiebende Wirkung nicht angeordnet. Sind die Erfolgsaussichten nicht
abschÃ¤tzbar, ist eine allgemeine InteressenabwÃ¤gung vorzunehmen, wobei der
Grad der Erfolgsaussicht im Hauptsacheverfahren zu berÃ¼cksichtigen ist: Je
grÃ¶Ã�er die Erfolgsaussichten sind, umso geringer sind die Anforderungen an das
Aussetzungsinteresse des Antragstellers. Umgekehrt sind die Anforderungen an die
Erfolgsaussichten umso geringer, je schwerer die VerwaltungsmaÃ�nahme wirkt.
GegenÃ¼berzustellen sind die Folgen, die eintreten wÃ¼rden, wenn die
Entscheidung im einstweiligen Rechtsschutzverfahren nicht erginge, der
Rechtsbehelf aber spÃ¤ter Erfolg hÃ¤tte und die Nachteile, die entstÃ¼nden, wenn
die begehrte Eilentscheidung erlassen wÃ¼rde, der Klage aber der Erfolg zu
versagen wÃ¤re (vgl. Keller in: Meyer-Ladewig/Keller/Leitherer/Schmidt, SGG, 12.
Auflage 2017, Â§ 86b, Rn. 12f).

Im vorliegenden Fall bestehen erhebliche Zweifel an der RechtmÃ¤Ã�igkeit des
Bescheides vom 12. September 2018.

Es fehlt bereits an einer ordnungsgemÃ¤Ã�en AnhÃ¶rung nach Â§ 24 Zehntes Buch
Sozialgesetzbuch (Sozialverfahrensrecht und Sozialdatenschutz â�� SGB X)
gegenÃ¼ber der Antragstellerin zu 1). Zu den GesprÃ¤chen war jeweils laut
GesprÃ¤chsvermerk nur der Antragsteller zu 2) erschienen. Das GesprÃ¤ch am 28.
August 2018 hat ohne Dolmetscher stattgefunden. Aus diesem Grund ist die
AnhÃ¶rung schon unwirksam. Zudem sind die GesprÃ¤chsvermerke von den
Antragstellern nicht gegengezeichnet worden. Aber auch das mit Dolmetscher
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gefÃ¼hrte GesprÃ¤ch vom 6. September 2018 erfÃ¼llt die Anforderungen an eine
AnhÃ¶rung nicht. Zwar kann eine AnhÃ¶rung auch mÃ¼ndlich erfolgen. Hier fehlt
es aber an einer Stellungnahmefrist. Auch bei einer mÃ¼ndlichen AnhÃ¶rung ist die
MÃ¶glichkeit einer angemessenen RÃ¼ckÃ¤uÃ�erungsfrist von ungefÃ¤hr zwei
Wochen einzurÃ¤umen (vgl. von Wulffen in von Wulffen, SGB X, 7. Auflage 2010, Â§
24, Rn. 8).

Es bestehen zudem erhebliche Zweifel hinsichtlich der materiellen
RechtmÃ¤Ã�igkeit des Bescheides vom 12. September 2018. Die Voraussetzungen
einer Aufhebung eines Dauerverwaltungsaktes nach Â§ 45 SGB X sind nach der hier
gebotenen summarischen PrÃ¼fung nicht erfÃ¼llt. Nach Â§ 45 SGB X wird ein
Verwaltungsakt, auch nachdem er unanfechtbar geworden ist, mit Wirkung fÃ¼r die
Vergangenheit zurÃ¼ckgenommen, soweit er von Anfang an rechtwidrig
begÃ¼nstigend ist. Voraussetzung ist weiter, dass der BegÃ¼nstigte sich nicht auf
schutzwÃ¼rdiges Vertrauen berufen kann, weil der Verwaltungsakt auf Angaben
beruht, die er vorsÃ¤tzlich oder grob fahrlÃ¤ssig in wesentlicher Beziehung
unrichtig oder unvollstÃ¤ndig gemacht hat. Der Bewilligungsbescheid vom 15.
August 2018 war nicht von Anfang an rechtswidrig. Zwar hat der
Verpflichtungsgeber seine VerpflichtungserklÃ¤rung vom 21. September 2017
bereits vor der der ursprÃ¼nglichen LeistungsgewÃ¤hrung vom 15. August 2018
abgegeben. Sie fÃ¼hrt jedoch nicht zur anfÃ¤nglichen Rechtswidrigkeit des
Bewilligungsbescheides.

Die Antragsteller haben weiterhin einen Anspruch auf Leistungen nach Â§ 3 AsylbLG
. Die LeistungsgewÃ¤hrung ist nicht nach Â§ 8 AsylbLG ausgeschlossen. Danach
werden Leistungen nach dem AsylbLG nicht gewÃ¤hrt, soweit der erforderliche
Lebensunterhalt anderweitig, insbesondere auf Grund einer Verpflichtung nach Â§
68 Abs. 1 Satz 1 des Aufenthaltsgesetz (AufenthG) gedeckt wird (sogenannte
VerpflichtungserklÃ¤rung). Besteht eine Verpflichtung nach Â§ 68 Abs. 1 Satz 1 des
AufenthG, Ã¼bernimmt die zustÃ¤ndige BehÃ¶rde die Kosten fÃ¼r Leistungen im
Krankheitsfall, bei Behinderung und bei PflegebedÃ¼rftigkeit, soweit dies durch
Landesgesetz vorgesehen ist.

Diese vorliegende VerpflichtungserklÃ¤rung des Verpflichtungsgebers greift hier
nicht. Abgesehen davon liegt diese nur fÃ¼r die Antragstellerin zu 1), nicht aber
fÃ¼r den Antragsteller zu 2), vor. Die Aufhebungsentscheidung mit Bescheid vom
12. September 2018 ist gegenÃ¼ber dem Antragsteller zu 2) schon bereits deshalb
rechtswidrig.

UnabhÃ¤ngig davon, kann es auf eine schriftliche ErklÃ¤rung allein nicht
ankommen. Der Lebensunterhalt muss auch tatsÃ¤chlich gesichert sein. Bei einer
VerpflichtungserklÃ¤rung nach Â§ 68 AufenthG bindet sich ein Dritter gegenÃ¼ber
der Verwaltung. Diese einseitig schriftlich abzufassende WillenserklÃ¤rung ist
auslegungsfÃ¤hig. Sie bezieht sich auf den Lebensunterhalt und die Kosten der
Unterkunft. Sie endet spÃ¤testens bei Beendigung des Aufenthaltszwecks
(Bayerisches LSG, Beschluss vom 12. November 2008 â�� L 11 B 845/08 AY ER). Sie
begrÃ¼ndet keinen Leistungsanspruch der Antragsteller gegenÃ¼ber dem
Verpflichtungsgeber.
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Offen bleiben kann, ob sich mit der Entscheidung des Bundesamtes fÃ¼r Migration
und FlÃ¼chtlinge vom 27. Februar 2018 der ursprÃ¼ngliche Aufenthaltszweck der
Antragsteller geÃ¤ndert hat. Die Antragsgegnerin wÃ¤re schon aus diesem Grund
an die VerpflichtungserklÃ¤rung nach Â§ 68 AufenthG nicht mehr gebunden. Im
Ã�brigen kÃ¶nnte der Verpflichtungsgeber seine ErklÃ¤rung gegenÃ¼ber dem
Bundesamtes fÃ¼r Migration und FlÃ¼chtlinge zwischenzeitlich wiederrufen haben.
So geht es aus der eidesstattlichen Versicherung des Antragstellers zu 2) vom 7.
Januar 2019 hervor.

Letztlich kann eine VerpflichtungserklÃ¤rung eines Dritten den Leistungen nach
dem AsylbLG nur dann vorrangig sein, soweit der Lebensunterhalt auch tatsÃ¤chlich
gedeckt ist, also die tatsÃ¤chliche Sicherstellung des Lebensunterhalts gegeben ist.
Dies ergibt sich bereits aus dem Wortlaut des Â§ 8 Abs. 2 Satz 1 AsylbLG (vgl.
Wahrendorf in Grube/Wahrendorf, SGB XII, 6. Auflage 2018, Â§ 8 AsylbLG, Rn. 6;
Birk in LPK-SGB XII, 9. Auflage 2012, Â§ 8 AsylbLG, Rn. 4; SG Dortmund, Beschluss
vom 11. Mai 2011 â�� S 47 AY 58/11 ER).

Diese Auslegung wird durch den verfassungsrechtlich garantierten Anspruch auf
Sicherung des Existenzminimus gem. Art 1 Abs. 1, Art 20 Grundgesetz gestÃ¼tzt
(vgl. Bundesverfassungsgericht, Urteil vom 9. Februar 2010 â�� 1 BvL 1/09, 1 BvL
3/09, 1 BvL 4/09). Sowohl in der mÃ¼ndlichen Ã�uÃ�erung vor der Antragsgegnerin
in dem GesprÃ¤ch vom 6. September 2018 als auch mit der eidesstattlichen
Versicherung haben die Antragsteller glaubhaft gemacht, dass der
Verpflichtungsgeber ihnen keinerlei Lebensunterhalt gewÃ¤hrt. "Bereiten Mittel" zur
Deckung ihres Lebensunterhaltes stehen ihnen nicht zur VerfÃ¼gung. Ein
Einkommenszufluss war den vorgelegten KontoauszÃ¼gen nicht zu entnehmen.

SchlieÃ�lich sind der Entscheidung der Antragsgegner mit dem hier angegriffenen
Bescheid vom 12. September 2019 ErmessenserwÃ¤gungen im Sinne des Â§ 45
Abs. 2 SGB X nicht zu entnehmen.

b)

Die mit Bescheid vom 15. August 2018 gewÃ¤hrten Leistungen fÃ¼r die
Erstausstattung bei Schwangerschaft und Geburt sind auszuzahlen. Dies bedarf hier
keiner einstweiligen Anordnung. Die Feststellung der Geltung einer
Leistungsentscheidung ist hier als Minus zum Antrag auf einstweilige Anordnung
tenoriert.

Einer einstweiligen Anordnung bedarf es deshalb nicht, weil die Antragsgegnerin mit
bestandskrÃ¤ftigem Bescheid vom 15. August 2018 Leistungen fÃ¼r die
Erstausstattung gewÃ¤hrt hat. Diesen Bescheid hat die Antragsgegnerin weder
abgeÃ¤ndert noch aufgehoben. Die nach Â§ 4 AsylbLG gewÃ¤hrten Leistungen bei
Schwangerschaft und Geburt hat die Antragsgegnerin nicht eingestellt. Mit ihrem
Leistungseinstellungsbescheid vom 12. September 2018 hat die Antragsgegnerin
ausdrÃ¼cklich nur die nach Â§ 3 Abs. 2 AsylbLG gewÃ¤hrten Leistungen
aufgehoben. Die gewÃ¤hrte Erstausstattung bei Schwangerschaft und Geburt fÃ¤llt
nicht darunter.
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Die Antragstellerin zu 1) hat aus dem Bescheid vom 15. August 2018 einen
Zahlungsanspruch gegenÃ¼ber dem Antragsgegner.

2.

Die Entscheidung Ã¼ber die Kosten richtet sich nach Â§ 193 SGG in entsprechender
Anwendung und folgt der Entscheidung im einstweiligen Rechtsschutzverfahren.

3.

Der Beschluss ist mit der Beschwerde anfechtbar, Â§ 172 Abs. 1 SGG. Der
Beschwerdewert Ã¼bersteigt den Betrag von 750,00 Euro.

Erstellt am: 11.09.2019

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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